
Stadt Oberhausen Drucksache B/18/0027 
Wahlperiode 2020/2025 Status öffentlich 
 Freigabedatum 07.11.2025 

Vorlageart: Beschlussvorlage 
Federführung:   Chancengleichheit 
Verantwortung:  Frau Pietrasch, Herr Jehn, Herr Berg  

Besetzung des Beirats für Menschen mit Behinderung 

Beratungsfolge 
17.11.2025 Rat der Stadt Beschlussfassung 
01.12.2025 Beirat für Menschen mit Behinderung Kenntnisnahme 
 

Beschlussvorschlag 
1. Der Rat der Stadt -ohne Beteiligung des Oberbürgermeisters- beschließt: 

 
Für die Dauer der Wahlperiode 2025 bis 2030 werden ___ Mitglieder des Beirats für 
Menschen mit Behinderung der Stadt Oberhausen bestellt, die dem Rat oder einem seiner 
Ausschüsse angehören. 
 
 Für jedes dieser Mitglieder wird ein stellvertretendes Mitglied bestellt. 
 

2. Auf der Grundlage der Beschlussfassung zu 1. und des § 2 der Satzung des Beirats 
für Menschen mit Behinderung bestellt der Rat der Stadt -ohne Beteiligung des 
Oberbürgermeisters- für die Dauer der Wahlperiode 2025 bis 2030 die folgenden 
Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Beirats für Menschen mit Behinderung 
der Stadt Oberhausen: 
 

Nr. 

Mitglieder nach § 2 S. 1 Nr. 3 der 

Satzung des Beirats für Menschen mit 

Behinderung vom 15.10.2013 

Stellvertretende Mitglieder 

1   
    

2   
    

3   
    

4   
    

5   
    

6   
    

7   
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8   
    

9   
    

10   
    

11   
    

12   
    

13   
    

14   
    

15   
    

16   

 
 

Nr. 
Mitglieder nach § 2 S. 1 Nr. 1 und 
Nr. 2 der Satzung des Beirats für 
Menschen mit Behinderung vom 
15.10.2013 

Mitglieder Stellvertretende 
Mitglieder 

1 
Alsbachtal gGmbH Niehls, Alexandra  Wörmann, Josef 

2 Arbeiter-Samariter-Bund 
Regionalverband Oberhausen-
Duisburg e.V. 

Zwickler, Birgit --- 

3 
Arbeiterwohlfahrt Oberhausen e.V. Ehmanns, Rita Köhler, Marius 

Gert Krüger 
4 Autismus - einfach anders e.V. 

Oberhausen Prochnau, Silvia Prochnau, Julia   
Katharina  

6 
Berufsförderungswerk Ceylan, Andrea Bertram, Anna 

7 Blinden-und Sehbehindertenverein 
Oberhausen Hohn, Markus Jansen, Doris 

8 
Caritasverband Oberhausen Kreuzfelder, Michael Schröder, Christian 

9  
Der Paritätische Gerritzen, Mauno --- 

10  Deutsches Rotes Kreuz  
Kreisverband Oberhausen e.V. Farnschläder, Andrea  Höger, Vera 

11 Diakonisches Werk des 
Evangelischen Kirchenkreises 
Oberhausen 

Boeringschulte, Michael  Splett, Christiane 

12 
  

Ergänzende unabhängige 
Teilhabeberatung Oberhausen  Jeske, Martina Meyer, Katrin 

13 
  Frauentreff nach Krebs van Dellen, Karin  --- 

14 
Friedensdorf International  Peppmüller, Claudia --- 
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Integ Erkens, Iris --- 

16 
Intego Oberhausen gGmbH Stratmann, Sabine Mölleken, Jana 

17 Integrationsfachdienst 
Oberhausen/Mülheim Stratmann, Sabine Mölleken, Jana 

18 
KoKoBe Oberhausen Herder, Carsten Wolf, Sina 

19 
Lebenshilfe Oberhausen gGmbH Birnbacher, Verena Franken, Stephanie 

20 

Lebenshilfe – Frauenbeauftragte in 
Werkstätten 

Der Name kann erst bei 
der konstituierenden 
Sitzung bekannt gegeben 
werden, da Neuwahlen 
stattfinden 

--- 

21 Lebenshilferat der Lebenshilfe 
Oberhausen gGmbH 

Kempken, Petra 
Ziebart, Pierre --- 

22 
Osteoporose SHG Oberhausen Kühnemann, Hiltrud --- 

23 Selbsthilfe-Kontaktstelle 
Oberhausen Badnjevic, Selja Dams, Sabine 

24 
Sozialverband VDK Bott, Holger Targus, Martin 

25 
TuS Alstaden 1887/97 e.V. Zillich, Arno --- 

26 
TV Jahn Christoudas, Alexandros --- 
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Bezug 
Drucksachen-Nr. B/15/2982-01  
Drucksache-Nr. B/17/0020-01  
 
Konsequenzen 
Drucksache hat keine finanziellen Konsequenzen 
Drucksache hat keine klimatischen Konsequenzen
 
Sachverhalt 

1 1. Ausgangslage und Rechtsgrundlage: 
2   
3 Die enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit und die Beteiligung von Menschen mit 
4 Behinderung und ihren Interessenvertretungen ist grundlegender Baustein der UN-
5 Behindertenrechtskonvention, die seit 2009 geltendes Recht in Deutschland ist. Zu den 
6 Aufgaben des Beirats für Menschen mit Behinderung gehören insbesondere die Beratung 
7 des Rates der Stadt sowie seiner Ausschüsse in den Belangen von Menschen mit 
8 Behinderung sowie die Entwicklung und Verbreitung von Empfehlungen, Handlungsansätzen 
9 und Projektideen. Durch die Arbeit des Beirats für Menschen mit Behinderung sollen der Rat 

10 der Stadt, die Ausschüsse und die Beiräte sowie die Verwaltung für die besondere Situation 
11 von Menschen mit Behinderung sensibilisiert werden, damit in allen Belangen und Bezügen 
12 die Rechte und Pflichten von Menschen mit Behinderung berücksichtigt werden und in 
13 Entscheidungsfindungen mit einfließen. 
14   
15 Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen zur 
16 Gleichstellung von Menschen mit Behinderung bestimmen die Gemeinden und 
17 Gemeindeverbände das Nähere zur Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung 
18 durch Satzung. 
19   
20 Wie viele andere Gemeinden hat die Stadt Oberhausen diese gesetzliche Pflicht dadurch 
21 erfüllt, dass sie mit der Satzung des Beirats für Menschen mit Behinderung der Stadt 
22 Oberhausen („Satzung“) ein Gremium zur Wahrung der Belange von Menschen mit 
23 Behinderung geschaffen und insbesondere dessen Besetzung, Aufgaben und Verfahren 
24 geregelt hat. 
25   
26 2. Amtszeit 
27   
28 Die Mitglieder des Beirats für Menschen mit Behinderung werden für die Dauer der 
29 Wahlperiode 2025 bis 2030 bestimmt (vgl. § 2 Satz 2 der Satzung). 
30   
31 3. Aktuelle Besetzung 
32 Die aktuelle Mitgliederliste des Beirats für Menschen mit Behinderung laut Ratsbeschluss 
33 vom 18.11.2024 (Drucksache B/17/5699) ist als Anlage beigefügt. 
34   
35 4. Verfahren: 
36   
37 a) Grundsätze: 
38   
39 Kommunalverfassungsrechtlich handelt es sich beim Beirat für Menschen mit Behinderung 
40 („Beirat“) um ein freiwillig vom Rat im Rahmen seiner Organisationshoheit geschaffenes 
41 Gremium; bei der Ausgestaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen für solche Gremien ist 
42 der Rat weitestgehend frei; vgl. insofern auch den inzwischen in die Gemeindeordnung für 
43 das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) eingefügten § 27b GO NRW, der keinerlei 
44 verbindliche Vorgaben für die Gemeinden enthält. Insbesondere ist eine (auch 
45 entsprechende) Anwendung der für Ausschüsse geltenden Bestimmungen der GO NRW 
46 nicht zwingend vorgegeben. 
47   
48 Maßstab für das jeweils in Bezug auf die Beschlussvorschläge zu 1. und 2. anzuwendende 
49 Verfahren ist somit zunächst die Satzung; enthält sie keine ausdrückliche Regelung, ist der 
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50 Wille des Rates zu ermitteln. 
51   
52 Nach den für diese Vorlage relevanten Bestimmungen der Satzung 
53   
54 • besteht der Beirat aus 
55   
56 1. Vertretern/-innen der am Ort ansässigen Behindertenorganisationen oder Trägern 
57 von Behinderteneinrichtungen,  
58 2. Vertretern/-innen der Verbände der freien Wohlfahrtspflege sowie  
59 3. mindestens elf Mitgliedern des Rates der Stadt oder eines seiner Ausschüsse (§ 2 
60 Satz 1 der Satzung), 
61   
62 • werden die Beiratsmitglieder für die Dauer der Wahlperiode des Rates der Stadt 
63 bestellt (§ 2 Satz 2 der Satzung), 
64   
65 • kann für jedes Beiratsmitglied ein stellvertretendes Mitglied bestellt werden (§ 2 Satz 
66 2 der Satzung), 
67   
68 • wird der/die Vorsitzende und ein/-e Stellvertreter/-in jeweils für die Dauer der 
69 Wahlperiode des Rates der Stadt aus dem Kreis der Beiratsmitglieder, die dem Rat 
70 der Stadt Oberhausen angehören, von den Mitgliedern des Beirats gewählt (§ 4 Satz 
71 1 der Satzung). 
72   
73 b) Beschlussvorschlag zu 1.: 
74   
75 Gemäß § 2 Satz 2 der Satzung werden die Beiratsmitglieder vom Rat der Stadt Oberhausen 
76 für die Dauer seiner Wahlzeit bestellt. Allerdings bestimmt § 2 Satz 1 Ziffer 3. der Satzung, 
77 dass der Rat zu Beginn seiner Wahlzeit festlegt, wieviele Mitglieder (mindestens 11) er für 
78 die Dauer der betreffenden Wahlzeit bestellt, die ihm selbst oder einem seiner Ausschüsse 
79 angehören. 
80   
81 Diese Entscheidung ist im Beschlusswege herbeizuführen (§ 50 Abs. 1 GO NRW). 
82 Hinsichtlich des Stimmrechts des Oberbürgermeisters enthält die Satzung keine 
83 ausdrückliche Bestimmung. Grundsätzlich hat der Oberbürgermeister Stimmrecht im Rat (§ 
84 40 Abs. 2 Satz 5 GO NRW), allerdings hat der Rat in der Vergangenheit (vgl.: Ratssitzung 
85 vom 08.11.2004, Drucksache Nr. B/14/0090-01; Ratssitzung vom 23.11.2009, Drucksache 
86 Nr. B/15/0096-01; Ratssitzung vom 30.06.2014. Drucksache Nr. B/16/0077-01; Ratssitzung 
87 vom 16.11.2020, Drucksache B/17/0020-01) im Rahmen der Besetzung des Beirats 
88 regelmäßig die analoge Anwendung des § 58 GO NRW angeordnet. Die nach der hier 
89 vertretenen Auffassung einzige naheliegende Auslegung dieser Vorgabe geht dahin, dass 
90 der Rat hiermit eine entsprechende Anwendung des § 58 Abs. 1 Satz 1 GO NRW anordnen 
91 wollte. Die Bestimmung lautet wie folgt: 
92   
93 „Der Rat regelt mit der Mehrheit der Stimmen der Ratsmitglieder die Zusammensetzung der 
94 Ausschüsse und ihre Befugnisse.“ 
95   
96 Der Begriff der „Zusammensetzung“ beinhaltet hierbei insbesondere die Entscheidung 
97 darüber, wie viele Sitze (oder Mitglieder) die Ausschüsse jeweils haben sollen; Norminhalt 
98 und -zweck sind also mit der hier vorliegenden Angelegenheit (Beschlussfassung über die 
99 Zahl der Beiratsmitglieder im Sinne des § 2 Satz 1 Ziffer 3. der Satzung) vergleichbar. 

100   
101 Im unmittelbaren Anwendungsbereich der Norm ist allgemein anerkannt, dass der (Ober-) 
102 Bürgermeister bei der Beschlussfassung über die Zusammensetzung der Ausschüsse kein 
103 Stimmrecht hat (Arg.: „…Mehrheit der Stimmen der Ratsmitglieder…“). Die in der 
104 Vergangenheit beschlossene Anordnung der analogen Anwendung des § 58 GO NRW ist 
105 nach verständiger Würdigung demnach so zu verstehen, dass der Rat damit auch in 
106 Ermangelung einer konkreten Bestimmung in der Satzung klarstellen wollte, dass der 
107 Oberbürgermeister bei der Beschlussfassung über die Zahl der Beiratsmitglieder im Sinne 
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108 des § 2 Satz 1 Ziffer 3. der Satzung kein Stimmrecht hat. Dies folgt auch daraus, dass 
109 einerseits eine analoge Anwendung der sonstigen Inhalte des § 58 GO NRW nicht nahe liegt 
110 und andererseits in den vorstehend genannten Sitzungen der Oberbürgermeister -insofern 
111 folgerichtig- jeweils auch nicht an der Abstimmung teilgenommen hat (vgl. hierzu die 
112 jeweiligen Niederschriften). 
113   
114 Der Oberbürgermeister hat folglich bei der Beschlussfassung über den Beschlussvorschlag 
115 zu 1. kein Stimmrecht. 
116   
117 c) Beschlussvorschlag zu 2.: 
118   
119 Der Beschlussvorschlag zu 2. beinhaltet die Bestellung der Mitglieder und der 
120 stellvertretenden Mitglieder des Beirats (§ 2 Satz 2 der Satzung). Für das insofern 
121 anzuwendende Verfahren gibt die Satzung ebenfalls keine Einzelheiten vor; es ist auch 
122 insofern der Wille des Rates zu ermitteln. 
123   
124 In der Vergangenheit (s. o.) hat der Rat einerseits beschlossen, dass „für das Verfahren des 
125 Beirats für Menschen mit Behinderung (…) analog die für Ausschüsse anzuwendenden 
126 Bestimmungen der Gemeindeordnung Nordrhein- Westfalen (GO NRW) sowie der 
127 Geschäftsordnung für den Rat der Stadt, die Bezirksvertretungen und die Ausschüsse“ 
128 gelten. Zudem hat er offenbar das Wahlverfahren nach § 50 Abs. 3 GO NRW entsprechend 
129 angewendet; vgl. insofern die Niederschrift über die Ratssitzung vom 16.11.2020, TOP 15, 
130 Drucksache Nr. B/17/0020-01: Es wurde offenkundig eine Wahl entsprechend § 50 Abs. 3 
131 Satz 1 GO NRW (einstimmiger Beschluss über einen einheitlichen Wahlvorschlag) 
132 durchgeführt. Bei Wahlen nach § 50 Abs. 3 GO NRW hat der (Ober-) Bürgermeister 
133 ausdrücklich kein Stimmrecht, vgl. § 40 Abs. 2 Satz 6 GO NRW. Insofern folgerichtig hat sich 
134 der Oberbürgermeister an der Wahl auch nicht beteiligt. 
135   
136 Bei der Bestellung der Beiratsmitglieder ist somit dem durch Auslegung ermittelten Willen 
137 des Rates entsprechend in entsprechender Anwendung des § 50 Abs. 3 GO NRW eines der 
138 sich aus der Vorschrift ergebenden Wahlverfahren anzuwenden; der Oberbürgermeister hat 
139 hierbei entsprechend § 40 Abs. 2 Satz 6 GO NRW unabhängig vom konkret zur Anwendung 
140 kommenden Verfahren kein Stimmrecht. 
141   
142 Die Besetzung des Beirats kann daher auf zwei unterschiedlichen Wegen erfolgen, die sich 
143 aus der entsprechenden Anwendung des § 50 Abs. 3 GO NRW ergeben: 
144   
145 Die Besetzung nach § 50 Abs. 3 GO NRW erfolgt durch einen mit der Mehrheit der 
146 gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder gefassten Beschluss des Rates über einen einheitlichen 
147 Wahlvorschlag der Fraktionen und Gruppen (§ 50 Abs. 3 Satz 1 GO NRW) oder falls dieser 
148 nicht zustande kommt nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gemäß § 50 Abs. 3 Satz 2 
149 ff. GO NRW. Danach werden die Mandate auf die von den Fraktionen und Gruppen des 
150 Rates aufgestellten Listen, in denen die zur Wahl vorgeschlagenen Bewerber/innen 
151 namentlich aufgeführt sind, nach dem Verhältnis der auf den einzelnen Listen abgegebenen 
152 Stimmen verteilt. 
153   
154 Die im Rahmen des Beschlussvorschlages zu 2. unter lfd. Nr. 1 bis 29 benannten Mitglieder 
155 und stellvertretenden Mitglieder wurden gemäß § 2 Satz 4 der Satzung von den jeweiligen 
156 Organisationen, Einrichtungen und Verbänden schriftlich benannt.  

 
Anlage/n 
1 - Satzung des Beirats für Menschen mit Behinderung der Stadt Oberhausen vom 
15.10.2013 

 
2 - Mitgliederliste des Beirats fuer MmB laut Ratsbeschluss vom 18.11.2024 

 
 
[Dokumentende] 
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